
Zeitschrift: Neue Wege : Beiträge zu Religion und Sozialismus

Herausgeber: Vereinigung Freundinnen und Freunde der Neuen Wege

Band: 41 (1947)

Heft: 2

Rubrik: Schweizerische Rundschau

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 15.05.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


Polen und den anderen „Volksdemokratien", die keine bürgerliche
Revolution durchgemacht haben und der geiftigen Vorausfetzungen
für ein halbwegs annehmbares Funktionieren der politifchen Demokratie

fall gänzlich ermangeln, lieht heute die Wahl nur zwifchen
Fafchismus und Kommunismus. Bloße demokratifche Formen, die keinen

demokratifchen Inhalt decken und nicht aus der ganzen Volkskultur

herausgewachfen, fondern einfach nach weftlieh-parlamentari-
fchem Schema von außen her, zum Beifpiel durch diplomatitene Noten
oder durch Befehl einer Befatzungsbehörde, einem Staat aufgedrängt
werden, laufen nur Gefahr, von den Gegnern der Demokratie
ausgenützt, mißbraucht zu werden, und in Polen ill das denn auch ganz
offenbar der Fall. Käme mit Hilfe demokratifcher Formen, denen die
Subftanz der Demokratie fehlt, nämlich der freie, aus felbftändigem
Urteil der Bürger ftammende Volkswille (in Polen gibt es heute im
Vergleich zur Bevölkerungszahl nur ganz wenige Zeitungen; Millionen
von Männern und Frauen find für ihre politifche Aufklärung
ausfchließlich auf die katholifche Geiftlichkeit angewiefen; auch das

Analphabetentum ill noch weit verbreitet), käme auf diefe Weife alfo
etwa Mikolajczyk an die Macht, er würde fofort ein Werkzeug des

kapitaliftifchen Weftens gegen die polnifche Revolution und gegen die
Sowjetunion. Auch das ill im Ernft fchwerlich zu beftreiten. Die
Vorausfetzungen für die politifche Demokratie muffen im Often eben erft
gefchaffen werden; es hat keinen Sinn, Trauben lefen zu wollen von
den Dornen und Feigen von den Difteln.

Ceterum censeo: Der Often wird nie demokratifch werden, folange
der Weften kapitaliftifch ift, und gar fo aggreffiv kapitaliftifch, wie er
fich jetzt wieder vielfach gebärdet. Und zwifchen Often und Weften
wird es keinen echten Frieden geben, folange nicht ein Ausgleich
zwifchen den beiderfeitigen Gefellfchaftsfyftemen gefunden ift, der beiden
ihr Recht läßt — ein Ausgleich auf der Grundlage eines freiheitlichen,
aber radikalen Sozialismus.

12. Februar 1947. Hugo Kramer.

Schweizerifche Rundfchau

Wirtschafts- und Auch wenn man die Welt nicht materialiftifch
Sozialreform? anfchaut, ift es immer hilfreich, bei der Zer¬

gliederung einer gegebenen Lage den Blick
zunächft einmal auf die wirtfchaftlichen Dinge zu richten, die im Leben
jeder Gefellfchaft eine fo gewaltige Rolle fpielen, und in deren Licht
fo manche Erfcheinungen, die fonft mehr oder weniger verfchwommen
bleiben, eine klarere Form annehmen.

Die glänzende Wirtfchaftskonjunktur, der fich die Schweiz erfreut,
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zeigt noch keinerlei ernftliche Zeichen eines Abflauens. Im Gegenteil:
fie fcheint uns eher noch an Stärke und Umfang gewinnen zu wollen. In
Induftrie und Handel wird jedenfalls weiterhin beifpiellos „dick"
verdient — an der Not anderer Völker vornehmlich! —, fo daß viele
Unternehmungen kaum wiffen, wohin mit dem Segen, den fie vor den
Steuerbehörden auch mit dem beften Willen nicht mehr verftecken
können1). Für die Arbeiterfchaft hat diefe Lage den doppelten Vorteil,

daß die Nachfrage nach Arbeitskräften das Angebot beträchtlich
überfteigt, alfo die Löhne hinauftreibt, und anderfeits die Unternehmer

imftande find, Lohn- und Ferienforderungen der Gewerkfchaften
ohne Schmälerung der „normalen" Gewinne auch tatfächlich zu
erfüllen, oft direkt im Handumdrehen. Ohne das wäre es nicht möglich
gewefen (was fogar im reichen und gedeihenden Amerika bisher
vergeblich erftrebt wurde), einen fo weitgehenden Ausgleich zwifchen Prei-
fen und Löhnen herzuftellen, wie dies bei uns der Fall ift, ftehen doch
jetzt die Löhne im Durchfchnitt fogar um ein paar Prozent höher, als
es dem vom Index ausgewiefenen Teuerungsftand entfpräche. Natürlich

darf man diefen Erfolg des Gewerkfchaftskampfes auch nicht über-
fchätzen, bleibt doch die Verbefferung ihrer Lebenslage, die die
Arbeiter gewonnen haben, weit hinter dem Maße deffen zurück, was fie
hätten gewinnen können, wenn die Steigerung des Gefamtwirtfchafts-
ertrages allen Volksfchichten gleichmäßig zugute käme, ohne Vorwegnahme

des Anteils, den fich der Befitz in verfchiedenen Formen —
durch Unternehmerprofit, Zins, Rente ufw. — dank dem gegenwärtigen

Wirtfchaftsregime zu fichern vermag.
Was die Arbeiterfchaft aus der wirtfchaftlichen Hochkonjunktur

für fich herausgeholt hat, genügt aber dennoch, um in ihr ein
unverkennbares Gefühl der Sättigung zu erzeugen, das fie mit der
herrfchenden Ordnung eher ausföhnt und in ihr den Willen zum Kampf
für eine neue Wirtfchaft und Gefellfchaft zum mindeften nicht zu ftärken

geeignet ift. Nur fo ift es beifpielsweife zu erklären, daß der
Schweizerifche Metallarbeiterverband, alfo die weitaus ftärkfte Ar-
beiterorganifation des Landes, feit Jahr und Tag eine Politik aus-
gefprochener Zufammenarbeit mit dem Unternehmertum betreibt, und
von allem, was Klaffenkampf und Sozialismus heißt, mehr und mehr
abrückt, ja daß fogar einer feiner publiziftifchen Mitarbeiter2) die
„freie Wirtfchaft", auf deutfch Kapitalismus genannt, in Tönen
befingen kann, welche die „Neue Zürcher Zeitung" zu einem langen Leit-

1) Ein Univerfitätsprofeffor erzählte diefer Tage, wie für irgendeine rein
intellektuelle Sache eine große Firma um einen Beitrag von 10 ooo Franken
angegangen worden fei und fozufagen poftwendend nicht io ooo, fondern 20 000 Franken

gefchickt habe.

2) Vital Gawronfki in der Feftfchrift für Konrad Ilg, den Präfidenten des

SMUV.
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artikel voll der fchmeichelhafteften Ausdrücke über diefe Preisgabe des
Ideals einer „Neuen Schweiz", diefes uneingefchränkte Bekenntnis zu
der Wirtfchaftsauffaffung des „fortfchrittlichen Bürgertums" (deffen
Sprachrohr die „NZZ." ill) begeiftert hat. Aus dem angedeuteten Ge-
mütszuftand eines beftimmten Teiles der fchweizerifchen Arbeiterfchaft

heraus ill es auch zu verftehen, daß namentlich in den Gewerkfchaften

heftige Unluft herrfcht, den Kampf um die feinerzeit von So-
zialdemokratifcher Partei und Gewerkfchaftsbund gemeinfam eingeleitete

Initiative für Wirtfchaflsreform und Rechte der Arbeit, für die
der Bundesrat die Abftimmung fo gefchickt auf Mitte Mai in Ausficht

genommen hat, mit derjenigen Entfchloffenheit aufzunehmen, die
allein Erfolg verdient. Dazu kommt, daß man jetzt vor allem die
Alters- und Hinterlaffenenverficherung unter Dach und Fach bringen
will, gegen die nun wirklich das Referendum von einer Gruppe fozial-
rückfchrittlicher Intereffenten ergriffen worden ift, und befürchtet, ein

Kampf um weitergehende, „utopifche" Ziele könnte einer Verwirklichung

diefer näherliegenden großen Reform abträglich fein, wenn er
vor demjenigen um die Altersverficherung ausgefochten werden muffe.

Es ill ja auch zuzugeben, daß fich die beiden Dinge, Wirtfchafts-
reform und Altersverficherung, einigermaßen in die Quere kommen;
den Kampf um beide Vorlagen fchnell hintereinander mit dem
gleichen Aufwand von Kraft und Geld zu führen, erfcheint fall unmöglich.

Allein daß fachlich trotz der Altersverficherung, ja gerade
ihretwegen, unfere Arbeit in viel ftärkerem Maß als bisher auch der Ge-
famtumwälzung der Wirtfchaft gelten muß, darüber kann es nicht

gut zweierlei Meinungen geben. Nicht nur wird die Notwendigkeit
einer Sozialifierung des privaten Verficherungsgewerbes und anderer
Wirtfchäftszweige, von denen der Widerftand gegen die Altersverfidie-

rung in erfter Linie ausgeht, künftighin ftärker fein als je, fondern es

wird auch die Schwäche aller fozialen Reformen innerhalb einer
Wirtfchaft, die durch die Konjunkturfchwankungen das Leben der ärmeren
Volksfchichten in ftändiger Unficherheit hält, beim Hereinbrechen einer
neuen Krife wohl auch denjenigen Kreifen klar werden, die jetzt ent-
rüftet jeden Zufammenhang zwifchen Altersverficherung und Kampf
gegen den Kapitalismus leugnen3).

Im übrigen follen auch andere aktuelle Nöte zur Befetzung der
wirtfchaftlichen Schlüffelftellungen durch die Volksgemeinfchaft drängen,

fo etwa der Mangel an elektrifcher Kraft, der auf die Länge nur
durch Vereinheitlichung und planmäßige Führung der ganzen fchweize-

3) Das hat kürzlich im „Freien Aargauer" Nationalrat Arthur Schmid getan,
der wegen feiner „unabhängigen Haltung" von der „Neuen Zürcher Zeitung" immer
wieder als Kronzeuge gegen „Neue Schweiz" und Planwirtfchaft angerufen wird und
allmählich in jenem Blatt offenbar die gleiche Rolle fpielt, die darin bisher ein
Profeffor Fritz Marbach gefpielt hat.
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rifchen Elektrizitätswirtfchaft wird behoben werden können. Und ob
eine organifche Reform der Bundesfinanzen, mit Vermögensabgabe,
Erbfchaftsfteuer ufw. möglich ift, ohne daß in die kapitaliftifchen Be-
fitzverhältniffe felber kräftig eingegriffen wird, das erfcheint
nachgerade doch auch recht fraglich.

Nein, Armeereform! Je weniger die herrfchende Klaffe an eine
gründliche Wirtfchaftsreform heran will,

defto eifriger widmet fie fidi der Sicherung der beftehenden, jetzt aufs
neue fo wunderbar gedeihenden Ordnung durch „Brachialgewalt" und
bereitet jene große „Armeereform" vor, die als köftlichlte Frucht des
zweiten Weltkrieges dem Schweizervolke befchert werden foli. Schon
der Bericht General Guifans über den Aktivdienft 1939—1945 hat ja
die Diskuffion darüber in Gang gebracht; der Gegen- und Ergänzungsbericht

des Bundesrates, der Ende Januar erfchienen ill, fpinnt nun den
Faden feinerfeits bedächtig weiter. Der Bundesrat bemüht fich dabei
offenkundig, das Vertrauen in die Armee, das durch die manchmal
recht ungefchminkte Sprache des Generals einigermaßen erfchüttert
worden war, nach Möglichkeit neu zu ftärken und die Illufion
wachzuhalten, daß die fchweizerifche Armee ganz gut aus eigener Kraft
hätte beftehen können, wenn es in den hinter uns liegenden Jahren
einmal Ernft gegolten hätte. Dabei fällt natürlich auch wieder der obligate

Hieb nach links, mit der Bemerkung, wenn die Armee bei
Kriegsausbruch nicht in jeder Beziehung bereit gewefen fei, fo fei daran eben
der Umftand fchuld, daß die erforderlichen Militärkredite von der
Bundesverfammlung nicht rechtzeitig bewilligt worden feien; wir dürften,

fo fügt der Verfaffer des bundesrätlichen Berichtes warnend hinzu,

nicht immer mit dem günftigen Schickfal rechnen, das uns diesmal
erlaubt habe, früher Vernachläffigtes in einer längeren Aktivdienftzeit
nachzuholen. Der Bundesrat fkizziert darum ein vorläufiges
Programm für eine umfaffende Armeereform, welche die Lehren des

Krieges beherzige (fo wie er fie eben verfteht), und teilt bedeutungsvoll

mit, dem Generalflabschef fei Auftrag erteilt worden, „geflützt
auf die Gefamtkonzeption ein Rüflungsprogramm für die nächften
fünf bis zehn Jahre aufzuflellen."

Der große Plan für eine maffive Neuaufrüftung, wie ihn die
Offiziersgefellfchaft weitblickend fchon vor Jahren gefordert und umriffen
hat — hier ill er nun alfo geboren oder doch wenigftens „gefamt-
konzipiert". Und was auf dem Gebiete der Wirtfchaftspolitik und der
Sicherung der Exiftenz der unteren Volksfchiditen unmöglich, ja
geradezu fündhäft ill, die Aufftellung eines Fünf- oder Zehnjahresplanes,
das erweift fich plötzlich als die natürlichfte Sache von der Welt,
fobald es fich um militärifche „Belange" handelt. Daß man fich über
diefe grundverfchiedene Haltung, je nachdem es um Sozial- oder
Militärausgaben geht, im Volke ganz beftimmte Gedanken macht, das
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dürfte zwar dem Bundesrat auch nicht ganz unbekannt fein. In der
„Volksftimme" wird zum Beifpiel über ein Gefpräch unter Arbeitern
und Kleinbauern berichtet, das fich aus Anlaß des Referendums gegen
die Altersverficherung entwickelt habe. „Keinen Rappen mehr für das
Militär, wenn es diefen Großkapitaliften gelingen follte, diefe Vorlage
zu Fall zu bringen!", fo habe es getönt. Und auf den fchüchternen
Einwand, man könne doch die Landesverteidigung nicht ftrikte ablehnen,

hätten die Leute mit der Feftftellung erwidert: „Ein Land, das
eine Verficherung für die Alten, Witwen und Waifen ablehnt, kann
man nicht mehr verteidigen. Wo ein folcher Geift herrfchen follte, da
hört jede Verteidigungsmöglichkeit auf!" Aber in den „oberen Regionen"

nimmt man folche Aeußerungen nicht mit Unrecht doch nicht fo
ernft; man weiß aus Erfahrung, daß das Volk zwar fchnell ift, die
Fauft im Sack zu machen, aber langfam, fie den Herren auch wirklich
unter die Nafe zu halten.

Inzwifchen ill mit der Revifion des Dienflreglementes das erfte
Stück der großen Reform bereits mehr oder weniger fertig geworden;
wenn aber der Chef der militärifchen Ausbildung, Oberftkorpskom-
mandant Frick, mit feiner (laut „Volk und Armee") in einem Vortrag
gemachten Behauptung, die deutfchen Ausbildungs- und Erziehungsmethoden

feien ganz richtig gewefen, und die deutfehe Wehrmacht fei
der alliierten nur darum unterlegen, weil die politifche Führung ihr
zuviel zugemutet habe, wirklich den an den maßgebenden Stellen
herrfchenden Geifteszuftand widerfpiegelt, dann kann man fich ungefähr
vorilellen, was bei der ganzen Armeereform fchließlich herauskommt:
die totale Militarifierung des Schweizervolkes und feiner politifchen
Einrichtungen4).

Es gilt demgegenüber, dem Volke rechtzeitig bewußt zu machen,
wohin es geführt werden foil, und was feiner harrt, wenn es fein
Schickfal weiterhin Leuten überläßt, die aus dem Kriege tatfächlich
nichts gelernt haben. Es gilt das Volk aufzurufen, die wirkliche Sicherung

feiner Exiftenz — und im Zeitalter der Atombombe, des Ra-
ketengefchoffes und des „biologifchen Krieges" ginge es bei einer neuen
Explofion des Gewaltgeiftes tatfächlich um unfer aller körperliche
Exiftenz — auf die einzige Art vorzubereiten, die jetzt noch Erfolg
verfpricht: durch Beteiligung an einer kollektiven, internationalen
Friedenswahrung, die nicht darauf ausgeht, für den Fall eines Krieges eine

möglichft fchlagkräftige nationale Einzelarmee zu organifieren, fon-

*) Ein anderer Offizier, Major im Generalftab, begründete den Drillbetrieb, der,
im Gegenfatz zur britifchen Armee, bei uns nun einmal nötig fei, mit der klaffifchen
Feftftellung, daß „eben der Engländer erzogen fei, der Schweizer nicht". Wes Geiftes
Kind der Herr ift, das bekundete er auch mit anderen „träfen" Sprüchen wie diefem:
„Mit der ftolzen Reverenz des Grußes beweift mir der Mann feine Subordination."
Wird Potsdam in Seldwyla feine Auferftehung erleben?
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dem darauf, einen folchen Kriegsfall überhaupt unmöglich zu machen.
Daß auf dem Wege zu diefem Ziel verfchiedene populäre Götzen
geftürzt werden muffen, ill uns ebenfo klar, wie daß es für die Schweiz
ein gewiffes Rifiko bedeutet, alte, gewohnte Geleife zu verlaffen und
neue Wege zu gehen. Aber das Rifiko, das wir zufammen mit dem
übrigen Europa laufen, wenn unfer Fefthalten an dem Dogma von der
nationalen Souveränität — bei uns genannt Neutralität — eine wirkfame

Zufammenarbeit der Völker zur Bannung der Kriegsgefahr
verhindern hilft, diefes Rifiko ill foviel furchtbarer als jenes andere, daß
uns feine nüchterne Vergegenwärtigung die Entfchlußkraft, die für die
Befchreitung des rettenden Weges nötig ill, einfach geben muß.

Wie weit her es übrigens mit der „nationalen Souveränität" war,
der wir uns während des Krieges — und fchon vorher — erfreuen
durften, daran hat uns in befchämender Weife auch die Veröffentlichung

des bundesrätlichen Berichtes über die Preffepolitik erinnert,
alfo über die Zenfur des gefchriebenen Wortes, der wir unter aus-
ländifchem Druck viele Jahre lang unterworfen waren. Von der Ein-
fpannung der fchweizerifchen Induftrie in die deutfehe Kriegswirt-
fchaft, vom Verdunkelungsunfug, von dem Verbot der „draußen" nicht
genehm gewefenen Kommuniftifchen Partei, von der lebensgefährlichen
Duldung der Fünften Kolonne und anderen Bekundungen unferer
nationalen Würde und Unabhängigkeit gar nicht zu reden!

Hoffnungsvolleres Ein paar Anzeichen für eine verheißungsvollere
Geftaltung unferes öffentlichen Lebens, die während

der Berichtszeit erkennbar geworden find, follen aber hier doch
auch noch Erwähnung finden. Ich denke da zunächft an die fchon
früher einmal kurz befprochene Motion von Profeffor Oltramare in
Genf zugunften eines eidgenöffifchen Zivildienftes, die in der
Märztagung des Nationalrates begründet werden foil und gute Auslichten
auf Erfolg hat, wenn fie auch wohl, um nidit dem Bundesrat einen
bindenden Auftrag zu geben, den er ablehnen würde, in ein bloßes
Poftulat umgewandelt werden dürfte, das dann aber hoffentlich nidit
den Weg der meiften Poftulate gehen, fondern wirklich zu einem ernft-
haften Studium der Frage mit nachfolgender Berichterftattung an das
Parlament führen wird. Es ill wahrlich nicht zu früh, daß fich die
Schweiz in die Reihe jener Länder ftellt, die wie England und feine
meiften Dominien, Holland, die nordifchen Staaten, Amerika und
Rußland, den Dienftverweigerern, fofern diefe aus Gewiffensgründen
keinen Militärdienft leiften können, die Leiftung eines mindeftens
gleichwertigen Zivildienftes ermöglichen.

Eine erfreuliche Sache kann auch der in Vorbereitung Hellende
Befchluß des Bundesrates über die Rechtsflellung der in der Schweiz
bleibenden Flüchtlinge werden, dann nämlich, wenn er diefen Menfchen —
es handelt fidi nur mehr um ein paar taufend meift ältere, kränkliche
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oder fonft an der Weiterwanderung verhinderte Leute — endlich die
Gleichftellung mit allen übrigen im Lande niedergelaffenen Ausländern
bringt. Es war uns fchon bisher ein fchweres Aergernis, daß der
gehetzte Flüchtling, mochte er auch der wertvollfte Menfch fein, rechtlich
viel fchlechter geftellt war als der nächllbefte Nazi oder Fafdiift, wenn
fidi diefer nur nicht allzufehr bloßftellte; wenn diefer Anftoß jetzt, da
keinerlei Vorwand für feine Duldung mehr geltend gemacht werden
kann, nicht glatt und fauber befeitigt würde, fo wäre das einfach
unerträglich. Ein von zahlreichen Perfönlichkeiten unterzeichneter Aufruf,

der diefe Forderung erhebt und trefflich begründet, hebt mit Recht
hervor, daß eine weitherzige, menfchliche Löfung des Relies unferer
Flüchtlingsfrage wenigftens einen Teil der — fchweren und durch
nichts zu entfchuldigenden! — Verfäumniffe wieder gutmachen könnte,
welche die, ach, wiederum fo fouveräne Schweiz fo viele Jahre
hindurch begangen hat.

Als weiteres günftiges Symptom darf die Wegwahl des freiburgifchen
„Führers" Jofeph Piller, zuerft aus dem Regierungsrat und danach aus
dem Ständerat, angefprochen werden. Diefe autoritär-reaktionären
Halbgötter find eben doch nicht allmächtig; mögen fie noch fo lange ge-
fchaltet und gewaltet haben, wie es fie gelüftete — einmal ereilt fie ihr
Schickfal gleichwohl. Ein Menetekel auch für die Herren Etter und
von Steiger!

Sollen wir fchließlich auch noch die „letzte Chance" für die Ver-
befferung der öffentlich-rechtlichen Stellung der Frau, die fich jetzt im
Kanton Zürich bietet, als hoffnungsvolles Zeichen vermerken? Im
Aargau hat der Kantonsrat leider einen Regierungsantrag, den Frauen
¦— nicht etwa das volle Stimm- und Wahlrecht (wohin denken Sie

auch?), aber doch wenigftens dasjenige in Gemeindeangelegenheiten
zu geben, mehrheitlich abgelehnt, fo daß es gar nicht vor das „Volk"
— das Männervolk — kommen kann; vielleicht wird dafür das vom
Zürcher Kantonsrat angenommene Gefetz, das den Frauen — unerhört,

fo etwas! — die Beteiligung an den Wahlen der Schul-, Kirchen-
und Armenbehörden erlauben will, bei den Herren der Schöpfung
Gnade finden, auch wenn die zur gleichen Zeit den Stimmbürgern zu
unterbreitende Vorlage über die Gewährung des vollen Stimmrechtes an
die Frauen verworfen werden follte. Wir find ja allmählich recht
befcheiden geworden in diefem Punkte. Und ich glaube, ich werde doch
noch recht bekommen mit meiner fchon oft geäußerten Ueberzeugung,
daß eher die Frauen der Eingeborenen von Honolulu die Gleichftellung
mit ihren Männern bekommen werden als die Nachkommen der Stauf-
facherin und der Regel Amrain. fofern die Honolulufrauen, als

Bürgerinnen der Vereinigten Staaten von Amerika, fie nicht bereits
haben!

14. Februar 1947. Hugo Kramer.
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